
W enn es um die Geldpolitik der Europäischen Zentral-
bank EZB geht, dann gehen Populisten undBanklobby-
isten zuweilen Hand in Hand. So läuft es nun auch bei

der verbreiteten Praxis der Banken, Negativzinsen einzutreiben.
Schon 165 deutsche Geldhäuser kassieren von Privatkunden
eine solche Extragebühr auf ihre Einlagen, manche bereits ab
einer Summe von 5000 Euro. Um das zu rechtfertigen, verwei-
sen die Banker gerne auf die „Strafzinsen“ der EZB, die sie selbst
für ihre Einlagen dort bezahlenmüssen.Und genauso spiegeln es
viele Medien wie jüngst etwa die ARD in ihrer Sendung „Börse
vor Acht“. Die Banken, so hieß es da zur Primetime kurz vor der
Tagesschau, „reichendie Strafzinsen, die sie selbst berappenmüs-
sen, wenn sie bei der EZB Geld hinterlegen, an die Sparer wei-
ter“. Doch das stimmt so nicht.
Tatsächlich beträgt die Summe an gesetzlich vorgeschriebe-

nen Einlagen der Geschäftsbanken bei der EZB nur einen Bruch-
teil der Gesamtsumme aller Gelder auf Giro- und Sparkonten.
Denn das Zentralbankgeld dient ausschließlich der Verrechnung
der Geschäfte zwischen den Banken und mit der EZB, und es
zirkuliert nur zwischen den Zentralbankkonten, gänzlich ge-
trennt vomGeldkreislauf für alle übrigenUnternehmen und Bür-
ger. Wenn also ein Kunde der einen Bank eine Überweisung an
einen Kunden einer anderen Bank veranlasst, wird parallel dazu

die entsprechendeSummevomZentralbank-
konto der ersten Bank abgebucht und dem
Konto der zweiten Bank gut geschrieben.
Weil aber stets nur ein kleinerTeil der vor-

handenen Einlagen tatsächlich zwischen
den Banken übertragen wird, müssen sie
auchnur einenkleinenTeil ihrerKundenein-
lagen in Form von Zentralbankgeld bei der
EZB vorhalten. Entsprechend gering fällt
die Summe aus, die sie dafür derzeit als Ne-
gativzins in Höhe von 0,5 Prozent aufs Jahr
bezogen entrichtenmüssen. Zwar sind diese
Zentralbankeinlagen der Geschäftsbanken

in den vergangenen Jahren stark gestiegen, weil die EZB im gro-
ßen Stil mit frisch geschöpftem Zentralbankgeld Staatsanleihen
gekauft hat und die Erlöse der Verkäufer sich auch auf den
EZB-Konten der Geschäftsbanken niederschlagen. In der Folge
verfügen viele Banken nun übermehr „Überschussliquidität“ bei
der EZB, als ihnen lieb ist. Aber eben deshalb haben die Frankfur-
terWährungshüter vor einem Jahr hohe Freibeträge in Höhe von
rund 35 Prozent dieser Zentralbankguthaben eingeführt, für die
gar keine Negativzinsen fällig werden. In der Folge sanken die
fälligen Zahlungen erheblich.
Gleichzeitig bringt die Niedrigzinspolitik auch massive Vor-

teile für die Banken. Frühermussten sie ihrenKundenEinlagezin-
sen zahlen, jetzt bekommen sie deren Geld kostenlos. Vor der
Coronakrisewarder Saldo ausAufwandundErtrag bei Spareinla-
gen sogar positiv, hatte die Bundesbank damals berichtet. Zudem
bewahrt der geringeZinssatz jetzt in derKrise vieler ihrerKredit-
kunden vor der Insolvenz. Auch das entlastet die Banken.
Darum gilt es, der anhaltenden Klage der Bankenlobby gegen

die EZB-Politik mit Skepsis zu begegnen. Anstatt ihre Kunden
pauschal mit neuen Gebühren für Kosten zu belegen, die diese
nicht überprüfen können, sollten sie zunächst offenlegen, wie
viel sie tatsächlich zusätzlich an die EZB zahlen müssen und auf
die Sparer undEinleger abwälzenwollen. Solange sie das verwei-
gern, bleibt der Verdacht, dass die Kunden unter falschem Vor-
wand abgezockt werden.

S
o hat es die Bundeskanzle-
rin formuliert: „Es stimmt,
Rassismus und Antisemi-
tismus waren nie ver-
schwunden. Doch seit ge-

raumer Zeit treten sie sichtbarer
und enthemmter auf.“ Sie sagte das
am Dienstag beim Festakt zum
70. Bestehen der Jüdischen Ge-
meinde in Berlin. Die Frage ist: Wo
finden wir noch Möglichkeiten
undHandlungsspielraum, demAn-
tisemitismus etwas Substantielles
entgegensetzen zu können?
DerBundundfastalleBundeslän-

derhabeninzwischenVerantwortli-
che für das jüdische Leben und die
Bekämpfung des Antisemitismus
benannt, dieRecherche- und Infor-
mationsstelle Antisemitismus ar-
beitet inzwischen bundesweit ver-
netzt, Workshops, Bildungspro-
jekte, zivilgesellschaftliche Initiati-
ven und eine Reihe neuer Publika-
tionen sensibilisieren eine breitere
Öffentlichkeit.Wasfehlt,sindrecht-
licheGrundlagenfüreineeffiziente
Bekämpfung von Antisemitismus.
Ohne klare Vorgaben gibt es keine
wirksameBekämpfung vonAntise-
mitismus. Die als Staatsziel im
Grundgesetz zu verankern könnte
Abhilfe schaffen.
In der Rechtswirklichkeit gibt es

derzeit erhebliche Unsicherheiten
im Umgang mit antisemitischen
Straftaten. In Gesetzen und Vor-
schriften ist zumThema Antisemi-
tismus wenig bis gar nichts zu fin-
den. Diese Definitionen müssen
erst erarbeitet und in der folgen-
denRechtsprechung bestätigt wer-
den. Wenn etwa Polizeibeamte
und Ordnungsbehörden nicht

rechtssicher einschätzen können,
ob die bei Demonstrationen ver-
wendeten Parolen oder Symbole
antisemitischen Charakter haben,
ist es fast unmöglich, angemessen
und rechtssicher zu handeln.
Im Strafgesetzbuch gibt es bis-

her keine eigeneDefinition für anti-
semitische Straftaten. Paragraph
185 StGB Beleidigung und Para-
graph 130 StGB Volksverhetzung
sind die Tatbestände, die am häu-

figsten greifen – aber eben auch
nicht oft. Ob das Verbrennen israe-
lischer Flaggen, das Anstiften zu
Angriffen auf jüdische Restaurants
und dezidierte Schmähungen und
Hassreden im Netz strafrechtliche
Konsequenzen haben, ist daher un-
sicher. Straftatbestände sind aus
guten Gründen eng auszulegen,
doch gerade deshalb besteht hier
dringlicher Präzisierungsbedarf.
Ein Beispiel: Wenn während der

so genannten „Corona-Demonstra-
tionen“ Menschen mit gelbem
Stern und der Aufschrift „nicht
geimpft“ marschieren, ist das eine
Verhöhnung der Opfer der Shoah.
Es muss im öffentlichen Interesse
sein, so etwas zu verhindern und
zu ahnden – und eine Verfolgung
über eine Anzeige wegen Beleidi-
gung greift sicher zu kurz.
Als einen ersten Erfolg in Rich-

tung Rechtssicherheit könnte man
die Ergänzung in der Strafzumes-
sungsregelung in Paragraph46Ab-

satz 2 des StGB bewerten, der anti-
semitische Beweggründe jetzt mit
zudenmenschenverachtendenTat-
motiven zählt. Gleichwohl bleibt
das Dilemma, dass es einer umfas-
senderen und grundsätzlicheren
Entscheidungbedarf.ObeineRicht-
linie für Staatsanwälte Ausführun-
gen zu antisemitischen Handlun-
gen oder Symbolen enthält oder
Ordnungsbehörden Versammlun-
gen mit eindeutig antisemitischem
Charakter verhindern, darf nicht
demZufall überlassen bleiben.
Auch im Bildungsbereich be-

steht Regelungs- und Aufklärungs-
bedarf. Wer nicht versteht, woher
Antisemitismuskommt,wie er aus-
sieht und wie man ihm begegnet,
kann auchnichts gegen ihnausrich-
ten. Lehrer und Schulleiter zeigen
sich zum großen Teil überfordert,
Antisemitismus zu erkennen und
ihm angemessen zu begegnen. In
den Lehrplänen und in den Vorga-
ben für Lehrerausbildungen finden
sich bisher allenfalls rudimentäre
Ansätze, um die Lehrkräfte für die
schwierige Aufgabe der Antisemi-
tismusprävention zu wappnen. Ein
als Staatsziel gefasster Wirkungs-
auftrag könnte dieses Versäumnis
zukünftig verhindern.
Eine wirksame Strategie im

Kampf gegen Antisemitismus ist
sowohl aus der historischenVerant-
wortung geboten, als auch wegen
der historischen Entwicklung. Das
rassistische Diskriminierungsver-
bot des Grundgesetzes ist als In-
strument unzureichend, weil Anti-
semitismus kein Unterfall des Ras-
sismus ist. Er ist ein mindestens
zwei Jahrtausende altes komplexes
immer wieder religiös und kultu-
rell aufgeladenes pathologisches

Gesellschaftsphänomen. Die Ar-
beitsdefinition zum Antisemitis-
mus der Internationalen Allianz
für Holocaust-Gedenken (IHRA)
war bereits 2017Gegenstand eines
Kabinettsbeschlusses und mehre-
rer Befassungen auch im Bundes-
tag. Sie lautet: „Antisemitismus ist
eine bestimmte Wahrnehmung
von Juden, die sich als Hass gegen-
über Juden ausdrücken kann. Der
Antisemitismus richtet sich in
Wort oder Tat gegen jüdische oder
nicht-jüdische Einzelpersonen
und/oder deren Eigentum, sowie
gegen jüdischeGemeindeinstitutio-
nen oder religiöse Einrichtungen.“
Es ist gut eine solche Definition

zuhaben, dochohne rechtlicheAn-
bindung hängt sie in der Luft und
kann keine oder nur geringe Wir-
kung entfalten. Die Definition er-
fasst auch nur schwach, dass es
sich bei Antisemitismus eben nicht
um ein nur „Juden betreffendes
Phänomen“ handelt. Der antisemi-
tische Verschwörungsmythos von
einer unglaublich mächtigen klei-
nen Gruppe, den Juden, die die
Welt beherrscht, ist eine Bedro-
hungdes freiheitlichenRechtsstaa-
tes und der Demokratie, denn sie
erzeugt perfide Ressentiments, die
in der Folge zu Gewalt, Terror und
Verfolgung folgen können.
InArtikel 20und20adesGrund-

gesetzes sinddie Staatsziele als Prä-
missen für einen zukunftsfähigen
demokratischen Staat geregelt.
Hier könnte auch eine entspre-
chende Regelung sinnvoll ergänzt
werden.

— Susanne Krause-Hinrichs ist Ge-
schäftsführerin der F. C. Flick-Stif-
tung aus Potsdam

B ei Banken und sogar bei Aus-
kunfteien wie der Schufa ist
der gläserne Bürger schon

Realität. Wer seine Geschäfte lie-
ber imDunklen lässt, hat dafür nur
noch wenig Spielraum. Ein guter
Platz ist aber weiterhin der Immo-
bilienmarkt. Das ist nicht gut so.
Es ist nicht gut, weil der Markt

so zu einer Oase für Geldwäsche
geworden ist. Trotzdem dürfen
Käufer von Wohnhäusern den
Preis immer nochmit einemKoffer
voll Bargeld bezahlen. Trotzdem
können Eigentümer von Immobi-
lien ihre Identität immer noch in
Steuerparadiesen oder Staaten ver-
bergen, die keine Handelsregister
und keine Immobilien-Kataster
führen und so vondieser Intranspa-
renzprofitieren.Deshalbwar es im
Kampfumdie linkeHochburg „Lie-
big 34“ im Berliner Ortsteil Fried-
richshain nicht mal dem Innense-
natormöglich, den Eigentümer der
besetzten Immobilie ausfindig zu
machen. Dieser ließ Rechtsan-
wälte für sich sprechen, die aber
die Zweifel nicht zerstreuten konn-
ten. Nicht zuletzt: Die Intranspa-
renz geht zu Lasten von Mietern,
für die Eigentümer bei Streitigkei-
ten nicht greifbar sind. Hier
könnte ein Kataster, wie jetzt vom
neuen Stadtentwicklungssenator
geplant, helfen. Und nicht zuletzt
dabei, gerichtliche Fehden um die
„reale“ ortsübliche Miete zu been-
den. Auch diese wäre im Kataster
nachzulesen.  ball
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Ein überfälliges Staatsziel
Für die effiziente Bekämpfung von Antisemitismus bedarf es einer Verfassungsänderung

Die Mär der Banken
von den

„Strafzinsen“

D as ist jetzt mal nicht über-
trieben: Die Beziehungen
zwischen der Europäischen

Union und der Türkei sind „am
Scheideweg“. So hat es EU-Außen-
beauftragter JosepBorrell imParla-
ment gesagt, angesichts der –
freundlich ausgedrückt – Spannun-
gen im östlichen Mittelmeer. Aber
bei Weitem nicht nur deshalb.
Denn so sieht’s aus: Präsident Re-
cep Tayyip Erdogan drangsaliert
seit Jahren die Opposition, die
Menschenrechte sind schon lange
auf dem Hund, die Lage der Justiz
ist beklagenswert.Dazu führt Erdo-
gans Türkei Krieg in Syrien und im
Irak, zündelt in Libyen, im Liba-
non, in Bergkarabach und Arme-
nien, rollt der palästinensischen
Hamas und den iranischen Mul-
lahs demonstrativ den roten Tep-
pich aus. Dass die Türkei dennoch
Hunderte Millionen Euro EU-Vor-
beitrittshilfen bekommt, von Waf-
fen zu schweigen – kein Thema?
Aber sicher doch. Und zwar das
nächste große, nach China und
Russland. Diesen beiden Staaten
ist mit der Türkei gemein, dass sie
allesamt von Autokraten geführt
werden. Bisher hat die EU die
Feindseligkeiten im östlichen Mit-
telmeer, die Bedrohung zweier ih-
rer Mitglieder, Zypern und Grie-
chenland, nicht einmal mit einer
Sanktionsdrohung beantwortet.
Kommende Woche wollen die
Staats- und Regierungschefs über
das Thema Türkei und Sanktionen
beraten. Zeit wird’s.  cas

Von Harald Schumann

Immobilienkataster

EU und Türkei

ANZEIGE

„Unser Herr Jesus war kein weißer Südstaatler, sondern ein
dunkelhäutiger Flüchtling aus dem Nahen Osten.“

James David Greear, Präsident der US-Baptistengemeinde, über Pläne, die Kirche, der gut 15 Millionen
Menschen angehören, von Southern Baptist Convention in Great Commission Baptists umzubenennen.

Geldhäuser machen
gute Geschäfte

mit der EZB-Politik
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gewährt
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die Banken
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Von Susanne Krause-Hinrichs

Der gelbe Stern als
Demo-Deko ist eine
Verhöhnung der Toten
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